
4. Beilage  im Jahre 1977 zu den Sitzungsberichten 
des XXII. Vorarlberger Landtages

Vorlage des Rechtsausschusses Beilage 4
und des Kulturausschusses

Sachverständigen) und 13. April 1977 eingehend 
beraten und eine Reihe von Abänderungen für 
notwendig erachtet. Im Interesse der Übersicht­
lichkeit und einfacheren Geschäftsbehandlung 
haben die Ausschüsse beschlossen, eine eigene 
Ausschußvorlage einzubringen, welche auf dem 
Text der Regierungsvorlage aufbauend die vom 
Ausschuß beschlossenen Änderungen enthält.

Der Rechtsausschuß und der Kulturausschuß 
stellen daher den

Bregenz, am 13. April 1977

Dr. S u t t e r l ü t y  
Berichterstatter

W a i b e l
Obmann des Rechtsausschusses 

Dr. M a d e r
Obmann des Kulturausschusses
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B e r i c h t

Die Vorarlberger Landesregierung hat dem 
Vorarlberger Landtag als Beilage 42/1976 die 
Regierungsvorlage eines Gesetzes über die Förde­
rung und den Schutz der Jugend (Jugendgesetz) 
unterbreitet. Diese Vorlage wurde in der Land­
tagssitzung vom 16. Dezember 1976 dem Rechts­
ausschuß und dem Kulturausschuß zur gemein­
samen Beratung zugewiesen. Die Ausschüsse 
haben die Vorlage in ihren Sitzungen vom 9. 
Februar, 16. März, 30. März (Anhörung von

A n t r a g ,

der Hohe Landtag wolle beschließen:

„Die angeschlossene Vorlage eines Gesetzes 
über die Förderung und den Schutz der Jugend 
(Jugendgesetz) wird zum Beschluß erhoben.“
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Gesetz
über die Förderung und den Schutz der Jugend 

(Jugendgesetz)

Der Vorarlberger Landtag hat beschlossen:

I. Hauptstück 
Allgemeine Bestimmungen

§ 1
Zielsetzungen

Die Jugend ist nach den Bestimmungen dieses 
Gesetzes in ihrer seelischen, geistigen, sittlichen, 
religiösen, sozialen und körperlichen Entwicklung 
zu fördern und vor Gefahren zu schützen, die 
geeignet sind, diese Entwicklung zu beeinträchti­
gen. Die Förderung und der Schutz der Jugend 
nach diesem Gesetz haben den jungen Menschen 
in seiner Entwicklung zu eigenverantwortlichem 
Verhalten zu unterstützen und die Erziehungsauf­
gaben der Familie, der Schule und des Berufes 
zu ergänzen.

§ 2
Geltungsbereich

(1) Die Jugendförderung nach dem II. Haupt­
stück dieses Gesetzes bezieht sich auf Personen 
bis zum vollendeten 25. Lebensjahr, der Jugend­
schutz nach dem III. Hauptstück auf Personen 
bis zum vollendeten 18. Lebensjahr.

(2) Durch dieses Gesetz werden andere lan­
desgesetzliche Bestimmungen nicht berührt.

(3) Die Bestimmungen dieses Gesetzes gelten 
auch für den Bodensee, soweit dort Hoheitsrechte 
des Landes ausgeübt werden können.

II. Hauptstück 
Jugendförderung

§ 3
Allgemeines

(1) Das Land als Träger von Privatrechten 
hat die Jugend — neben der freiwilligen Förde­
rung durch die Gemeinden — im Sinne des § 1 
zu fördern. Die Jugendförderung hat vorwiegend 
durch die Unterstützung der im Abs. 2 lit. b bis d 
angeführten Organisationen und Einrichtungen 
zu erfolgen. Eine Förderung ist nur zu gewäh­
ren, wenn der Bewerber eine ihm zumutbare 
Eigenleistung erbringt.

(2) Unter Bedachtnahme auf die Grundsätze 
des Abs. 1 können gefördert werden
a) Personen bis zum vollendeten 25. Lebensjahr,

b) Organisationen, denen überwiegend solche 
Personen angehören (Jugendorganisationen),

c) Einrichtungen, die solche Personen betreuen, 
und

d) Einrichtungen, die sich der Beratung und Fort­
bildung der Erziehungsberechtigten widmen.

§ 4
Gegenstand der Förderung

Die Förderung nach § 3 hat sich insbesondere 
zu erstrecken auf
a) die Errichtung, Erweiterung, Ausgestaltung, 

Erhaltung und Führung von Jugendberatungs-
 stellen, Jugendzentren, Lokalen von Jugend­
organisationen, Jugendwarteräumen, Jugend­
herbergen u. dgl.,

b) die Anschaffung von Einrichtungsgegenstän­
den, Geräten und Arbeitsbehelfen,

c) die Abhaltung von Kursen und Veranstaltun­
gen,

d) kulturelle Aktivitäten der Jugend,
e) die Ausbildung und Fortbildung von Jugend­

leitern und Fachkräften für besondere Auf­
gaben der Jugendarbeit,

f) die Herausgabe und den Verleih von Jugend­
büchern und Jugendschriften,

g) die Herstellung und Vorführung von Jugend­
filmen,

h) die Aufklärung über die Folgen des Alkohol-, 
Nikotin- und Suchtmittelgenusses,

i) Aktionen zur internationalen Jugendverständi­
gung.

§ 5
Arten der Förderung

Die Förderung nach § 3 hat insbesondere zu 
erfolgen durch
a) Beiträge an natürliche und juristische Personen,
b) Gewährung von Darlehen, Annuitäten-, Zins- 

und Kreditkostenzuschüssen,
c) organisatorische und fachliche Mitwirkung,
d) Bereitstellung von Räumen und Einrichtun­

gen.

§ 6
Richtlinien

(1) Die Landesregierung hat Richtlinien über 
die Durchführung von Förderungen zu erlassen, 
in denen insbesondere nähere Bestimmungen ge­
troffen werden über
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a) Inhalt und Form der Ansuchen,
b) die persönlichen und sachlichen Voraussetzun­

gen für die Gewährung von Förderungen,
c) die Bedingungen, an welche die Gewährung 

von Förderungen zu knüpfen ist,
d) die Vorgangsweise bei der Gewährung von 

Förderungen,
e) die Überprüfung der widmungsgemäßen Ver­

wendung der Förderungen.
(2) In den Richtlinien ist vorzusehen, daß bei 

der Zuteilung von Förderungsmitteln an Jugend­
organisationen, sofern sich die Förderung nicht 
auf bestimmte Vorhaben oder Tätigkeiten be­
zieht, auf deren Mitgliederzahl und nachzuweisen­
den Aktivitäten Bedacht zu nehmen ist.

§ 7
Jugendberatungsstellen

(1) Das Land hat dafür zu sorgen, daß in 
jedem Verwaltungsbezirk eine Jugendberatungs­
stelle zur Verfügung steht.

(2) Jugendberatungsstellen sind Einrichtungen, 
welche im Sinne des § 1 die Jugend oder auch die 
Erziehungsberechtigten über die mit dem Heran­
wachsen verbundenen Probleme aufklären und 
bei deren Bewältigung unterstützen.

§ 8
Jugendzentren

(1) Jugendzentren im Sinne dieses Gesetzes 
sind Einrichtungen, die dazu bestimmt sind, der 
Jugend Gelegenheit und Anleitung für eine sinn­
volle, den verschiedenen Neigungen entsprechende 
Freizeitgestaltung zu bieten. Sie müssen der Ju­
gend allgemein zugänglich sein und von einem 
ausschließlich zu diesem Zweck gegründeten 
Rechtsträger betrieben werden, in dem möglichst 
auch die organisierte und nicht organisierte Ju­
gend vertreten ist.

(2) Jugendzentren sind nur zu fördern, wenn
a) ein Bedarf sowie Initiativen interessierter Per­

sonen oder Einrichtungen vorhanden sind,
b) mit diesem Gesetz übereinstimmende Ziel­

setzungen festgelegt sind,
c) die Trägerschaft auf Dauer gesichert ist und
d) eine ordnungsgemäße Führung sowie eine 

entsprechende personelle und sachliche Aus­
stattung gewährleistet sind.

§ 9
Jugendbeirat

(1) Beim Amt der Landesregierung besteht ein 
Jugendbeirat, der die Landesregierung zu beraten 
hat
a) bei der Ausarbeitung von Gesetzentwürfen, 

welche die Jugend in besonderem Maße berüh­
ren,

b) in grundsätzlichen Fragen der Jugendförde­
rung, insbesondere bei der Erlassung der im 
§ 6 vorgesehenen Richtlinien,

c) in sonst bedeutsamen Fragen der Jugendförde­
rung.
(2) Dem Jugendbeirat gehören an:

a) aus dem Kreis der Jugendorganisationen (Abs. 
4) auf die Dauer von drei Jahren entsandte 
Mitglieder,

b) drei von einer Vereinigung, in der die Mehr­
zahl der Jugendzentren vertreten ist, auf die 
Dauer von drei Jahren entsandte Mitglieder,

c) ein Bediensteter jener Abteilung des Amtes 
der Landesregierung, welche die Angelegen­
heiten der Jugendförderung zu besorgen hat, 
als Berichterstatter.
(3) Für jedes nach Abs. 2 lit. a und b zu ent­

sendende Mitglied ist ein Ersatzmitglied zu be­
stimmen.

(4) Jugendorganisationen sind zur Entsendung 
von Mitgliedern nach Abs. 2 lit. a berechtigt, wenn 
sie
a) Vereine im Sinne des Vereinsgesetzes sind,
b) ihren Sitz im Land haben,
c) sich ausschließlich einer umfassenden außer­

schulischen Erziehung oder Freizeitgestaltung 
der Jugend widmen,

d) einen Mitgliederstand von mindestens 300 
Personen aufweisen,

e) in mindestens vier Gemeinden des Landes eine 
organisierte Gruppentätigkeit entfalten.
(5) Die nach Abs. 4 in Betracht kommenden 

Jugendorganisationen können, je nach ihrer Mit­
gliederzahl, mindestens ein Mitglied, höchstens je­
doch sechs Mitglieder in den Jugendbeirat ent­
senden. Näheres bestimmt die nach Abs. 10 zu er­
lassende Geschäftsordnung für den Jugendbeirat.

(6) Der Jugendbeirat hat aus dem Kreis der 
nach Abs. 2 lit. a und b entsandten Mitglieder 
einen Vorsitzenden und dessen Stellvertreter auf 
die Dauer von drei Jahren zu wählen.

(7) Das mit den Angelegenheiten der Jugend­
förderung betraute Mitglied der Landesregierung 
ist berechtigt, an den Sitzungen des Jugendbei­
rates teilzunehmen.

(8) Das mit den Angelegenheiten der Jugend­
förderung betraute Mitglied der Landesregierung 
und der Berichterstatter haben beratende Stimme.

(9) Der Vorsitzende hat den Jugendbeirat nach 
Bedarf, mindestens jedoch zweimal jährlich, ein­
zuberufen. Eine Einberufung hat auch zu erfol­
gen, wenn dies ein Viertel der stimmberechtigten 
Mitglieder unter Angabe des Grundes verlangt.

(10) Die Landesregierung hat durch Verord­
nung
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a) für den Jugendbeirat eine Geschäftsordnung 
zu erlassen, die insbesondere nähere Bestim­
mungen zu enthalten hat über die Zahl, die 
persönlichen Voraussetzungen und die Abbe­
rufung der Mitglieder, über die Einberufung 
von Sitzungen, das Antragsrecht, die Beschluß­
fähigkeit, die Abstimmung, die Geschäftsbe­
handlung sowie über die Beiziehung von Sach­
verständigen und Auskunftspersonen, wie z. B. 
von Vertretern von Familienorganisationen 
oder Elternvereinen,

b) die Entschädigung der Mitglieder nach Abs. 2 
lit. a und b für Zeitversäumnis und Fahrt­
kosten zu bestimmen.

III. Hauptstück 
Jugendschutz

1. Abschnitt 
Allgemeines

§ 10
Altersstufen

(1) Im Sinne dieses Gesetzes gelten als Kin­
der Personen, die das 14. Lebensjahr noch nicht 
vollendet haben, als Jugendliche Personen, die das 
14., aber noch nicht das 18. Lebensjahr vollendet 
haben.

(2) Jugendliche, die verheiratet sind oder wa­
ren, sowie jugendliche Präsenzdiener sind Per­
sonen gleichzuhalten, die das 18. Lebensjahr voll­
endet haben.

(3) Wer unter Berufung auf die Erreichung 
einer bestimmten Altersstufe oder auf eine Aus­
nahme nach Abs. 2 behauptet, daß die Bestim­
mungen dieses Hauptstückes auf ihn nicht anzu­
wenden sind, hat dies, wenn begründete Zweifel 
bestehen, nachzuweisen.

§ 11
Aufsichtspersonen

(1) Aufsichtspersonen sind verpflichtet, dafür 
zu sorgen, daß die ihrer Aufsicht unterstehenden 
Kinder oder Jugendlichen die Bestimmungen die­
ses Gesetzes und die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassenen Anordnungen einhalten.

(2) Aufsichtspersonen im Sinne dieses Gesetzes 
sind
a) die Erziehungsberechtigten, das sind die Eltern 

und Wahleitem sowie der Vormund, wenn 
diesen Personen im Einzelfall nach bürger­
lichem Recht ein Erziehungsrecht zusteht, der 
Vater des unehelichen Kindes jedoch nur dann, 
wenn er die Sorge für das Kind oder den Ju­
gendlichen tatsächlich ausübt;

b) über 18 Jahre alte Personen, denen die Auf­
sicht über Kinder oder Jugendliche beruflich 
oder durch Übernahme in Pflege anvertraut 
ist;

c) über 18 Jahre alte Personen, die in Jugend­
organisationen eine führende Stellung einneh­
men, gegenüber den ihrer Führung unterste­
henden Kindern und Jugendlichen,

d) über 18 Jahre alte Familienangehörige, jedoch 
nicht gegen den Willen des Erziehungsberech­
tigten,

e) über 19 Jahre alte Personen, die im Auftrag 
des Erziehungsberechtigten im betreffenden 
Fall die Aufsicht über Kinder oder Jugend­
liche übernommen haben.

§ 12
Unternehmer und Veranstalter

(1) Unternehmer und Veranstalter haben auf 
die Beschränkungen, die für ihre Betriebe oder 
Veranstaltungen nach diesem Gesetz gelten, deut­
lich sichtbar hinzuweisen. Sie haben dafür zu sor­
gen, daß die betreffenden Bestimmungen dieses 
Gesetzes und die auf Grund dieses Gesetzes er­
lassenen Anordnungen in ihrem Betrieb oder bei 
Veranstaltungen eingehalten werden.

(2) Die Landesregierung hat durch Verordnung 
Inhalt und Form des von Unternehmern und Ver­
anstaltern anzubringenden Hinweises zu bestim­
men.

2. Abschnitt
Beschränkungen bei Veranstaltungen

§ 13
Filmvorführungen

(1) Kinder und Jugendliche dürfen öffentliche 
Filmvorführungen nur besuchen, wenn der Film 
vom Veranstalter für ihre Altersstufe zugelassen 
ist und sie nicht auf Grund einer Verordnung der 
Landesregierung nach Abs. 2 vom Besuch aus­
geschlossen sind.

(2) Wenn zu befürchten ist, daß die öffent­
liche Vorführung eines Filmes einen schädlichen 
Einfluß auf die seelische, geistige, sittliche, reli­
giöse, soziale oder körperliche Entwicklung von 
Kindern oder Jugendlichen ausübt, kann die Lan­
desregierung Kinder und Jugendliche aller oder 
bestimmter Altersstufen durch Verordnung vom 
Besuch ausschließen.

(3) Der Veranstalter hat öffentliche Filmvor­
führungen, zu denen er Kinder oder Jugendliche 
aller oder bestimmter Altersstufen zulassen will, 
unter Angabe der betreffenden Altersstufen spä­
testens 48 Stunden vor dem Beginn der Filmauf­
führung der Landesregierung anzuzeigen und den 
Film vorzulegen. Die Anzeigepflicht besteht nicht,
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wenn über den vorzuführenden Film bereits eine 
Verordnung nach Abs. 2 ergangen ist. Die Lan­
desregierung kann von der Vorlage des Filmes 
absehen, wenn ihr eine verläßliche Beurteilung im 
Sinne des Abs. 2 auf andere Weise ohne weiteres 
möglich ist.

(4) Verordnungen nach Abs. 2 sind im Amts­
blatt für das Land Vorarlberg kundzumachen. Sie 
treten, wenn nichts anderes bestimmt wird, mit 
Ablauf des Tages, an dem sie kundgemacht wur­
den, in Kraft. Erforderlichenfalls kann eine solche 
Verordnung durch Bekanntgabe im Rundfunk, 
durch Einschaltung in periodischen Druckschriften 
oder durch Anschlag am Ort, an dem die Film­
vorführung stattfindet, kundgemacht werden; in 
solchen Fällen ist in der Verordnung der Zeit­
punkt ihres Inkrafttretens ausdrücklich zu be­
stimmen und die Verordnung unverzüglich auch 
im Amtsblatt für das Land Vorarlberg kundzu­
machen. Der Veranstalter hat für Anschläge der 
erwähnten Art einen geeigneten Platz zur Ver­
fügung zu stellen.

(5) Unter der Voraussetzung, daß die Filme 
für die betreffende Altersstufe zugelassen sind, 
dürfen öffentliche Filmvorführungen besuchen:
a) Kinder, wenn die Vorführungen spätestens um 

20 Uhr enden, Kinder nach dem vollendeten 
10. Lebensjahr in Begleitung einer Aufsichts­
person, wenn die Vorführungen spätestens um 
23 Uhr enden,

b) Jugendliche bis zum vollendeten 16. Lebens­
jahr, wenn die Vorführungen spätestens um
23 Uhr enden, in Begleitung einer Aufsichts­
person jedoch, wenn die Vorführungen spä­
testens um 24 Uhr enden,

c) Jugendliche nach dem vollendeten 16. Lebens­
jahr, wenn die Vorführungen spätestens um
24 Uhr enden.
(6) Werbevorspanne und Beiprogramme dür­

fen zusammen mit Filmen, zu denen Kinder oder 
Jugendliche zugelassen sind, nicht vorgeführt 
werden, wenn sie offensichtlich geeignet sind, bei 
Kindern oder Jugendlichen der in Betracht kom­
menden Altersstufen einen schädlichen Einfluß 
auf die seelische, geistige, sittliche, religiöse, 
soziale oder körperliche Entwicklung auszuüben.

§ 14
Theatervorstellungen

(1) Kinder bis zum vollendeten 10. Lebensjahr 
dürfen nur öffentliche Theatervorstellungen be­
suchen, die für ihre Altersstufe bestimmt sind.

(2) Wenn zu befürchten ist, daß eine öffent­
liche Theatervorstellung einen schädlichen Ein­
fluß auf die seelische, geistige, sittliche, religiöse 
oder soziale Entwicklung von Kindern oder Ju­
gendlichen ausübt, kann die Landesregierung 
Kinder und Jugendliche aller oder bestimmter

Altersstufen durch Verordnung vom Besuch aus­
schließen. Der Landesregierung ist auf Verlangen 
der Zeitpunkt der Generalprobe mitzuteilen und 
ihren Organen Zutritt zur Generalprobe zu ge­
währen. Für die Kundmachung und das Inkraft­
treten solcher Verordnungen gelten die Bestim­
mungen des § 13 Abs. 4 sinngemäß.

(3) Die Bestimmungen des § 13 Abs. 5 gelten 
für den Besuch öffentlicher Theatervorstellungen 
sinngemäß.

§ 15
Tanzunterhaltungen

(1) Kinder dürfen öffentliche Tanzunterhal­
tungen nur in Begleitung einer Aufsichtsperson 
besuchen, und zwar Kinder bis zum vollendeten 
10. Lebensjahr bis 20 Uhr und Kinder nach dem 
vollendeten 10. Lebensjahr bis 23 Uhr. Das Tan­
zen ist Kindern bei öffentlichen Tanzunterhaltun­
gen verboten, soweit es sich nicht um eine nach 
Abs. 4 ausgenommene Veranstaltung handelt.

(2) Jugendliche bis zum vollendeten 16. Le­
bensjahr dürfen an öffentlichen Tanzunterhaltun­
gen bis 20 Uhr, in Begleitung einer Aufsichtsper­
son bis 24 Uhr teilnehmen.

(3) Jugendliche nach dem vollendeten 16. 
Lebensjahr dürfen an öffentlichen Tanzunterhal­
tungen bis 24 Uhr, in Begleitung einer Aufsichts­
person bis 2 Uhr teilnehmen.

(4) Bei Kindertanzfesten, Schülerbällen, Tanz­
veranstaltungen von Jugendorganisationen und 
bei Vereinsveranstaltungen ist Kindern der Besuch 
und das Tanzen bis 20 Uhr sowie Jugendlichen 
bis zum vollendeten 16. Lebensjahr bis 24 Uhr 
auch ohne Begleitung einer Aufsichtsperson 
erlaubt.

(5) Die Teilnahme an einem öffentlichen 
Tanzunterricht, mit Ausnahme von Kunsttanz­
unterricht, ist Kindern untersagt. Für Jugendliche 
gelten die in den Abs. 2 und 3 festgelegten zeit­
lichen Beschränkungen sinngemäß.

§ 16
Sonstige Veranstaltungen

(1) Der Besuch von öffentlichen Variete-, Ka­
barett- und ähnlichen Veranstaltungen sowie von 
öffentlichen Berufsbox- und Berufsringkämpfen 
ist Kindern und Jugendlichen bis zum vollendeten 
16. Lebensjahr untersagt.

(2) Andere als in den §§ 13 bis 15 genannte 
öffentliche Veranstaltungen, soweit sie nicht nach 
Abs. 1 untersagt sind, dürfen
a) Kindern bis 20 Uhr, Kinder nach dem voll­

endeten 10. Lebensjahr in Begleitung einer 
Aufsichtsperson bis 23 Uhr besuchen,

b) Jugendliche bis zum vollendeten 16. Lebens­
jahr bis 23 Uhr, in Begleitung einer Auf­
sichtsperson bis 24 Uhr besuchen,
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c) Jugendliche nach dem vollendeten 16. Lebens­
jahr bis 24 Uhr, in Begleitung einer Auf­
sichtsperson bis 2 Uhr besuchen.
(3) Die Bestimmungen des Abs. 2 gelten auch 

für nicht öffentliche gesellige Betriebsveranstal­
tungen, nicht jedoch für Veranstaltungen gesetz­
lich anerkannter Kirchen und Religionsgesellschaf­
ten, soweit diese Veranstaltungen der Religions­
ausübung dienen.

§ 17
Ausnahmen

Die Landesregierung kann für örtlich und 
zeitlich bestimmte Veranstaltungen durch Verord­
nung Ausnahmen von den Beschränkungen der 
§§ 13 bis 16 gestatten, wenn dies der Fortbil­
dung oder einer wertvollen Gemeinschaftspflege 
dient. Für die Kundmachung und das Inkraft­
treten solcher Verordnungen gelten die Bestim­
mungen des § 13 Abs. 4 sinngemäß.

3. Abschnitt
Sonstige Beschränkungen

§ 18
Aufenthalt in Gaststätten und Übernachten
(1) Kinder dürfen sich in Gaststätten nur in 

Begleitung einer Aufsichtsperson aufhalten, und 
zwar Kinder bis zum vollendeten 10. Lebensjahr 
bis 20 Uhr und Kinder nach dem vollendeten 
10. Lebensjahr bis 23 Uhr.

(2) Jugendliche bis zum vollendeten 16. Le­
bensjahr dürfen sich in Gaststätten bis 20 Uhr, 
in Begleitung einer Aufsichtsperson bis 24 Uhr 
aufhalten.

(3) Jugendliche nach dem vollendeten 16. Le­
bensjahr dürfen sich in Gaststätten bis 24 Uhr, 
in Begleitung einer Aufsichtsperson bis 2 Uhr auf­
halten.

(4) Die Beschränkungen der Abs. 1 bis 3 gel­
ten nicht für den Aufenthalt in Gaststätten fin­
den Zeitraum, der zur Einnahme von Mahlzeiten 
oder zur Überbrückung notwendiger Wartezeiten 
unerläßlich ist, sowie für Familienfeiern.

(5) Kindern und Jugendlichen ist der Aufent­
halt in Nachtlokalen verboten. Den Aufenthalt 
in anderen Gaststätten und Beherbergungsbetrie­
ben kann die Landesregierung Kindern und Ju­
gendlichen durch Verordnung verbieten, wenn der 
Aufenthalt auf Grund der Art, der Lage oder 
des voraussichtlichen Besucherkreises eines Be­
triebes eine besondere Gefahr für sie bildet.

(6) Verordnungen nach Abs. 5 sind im Amts­
blatt für das Land Vorarlberg kundzumachen 
und überdies den betroffenen Betriebsinhabern 
gesondert zur Kenntnis zu bringen. Für das In­

krafttreten solcher Verordnungen gilt der § 13 
Abs. 4 zweiter Satz sinngemäß.

(7) Für den Besuch von öffentlichen Ver­
anstaltungen in Gaststätten, die nicht unter den 
Abs. 5 fallen, gelten die Bestimmungen des 2. Ab­
schnittes.

(8) Das Übernachten außer Haus ist Kindern 
und Jugendlichen gegen den Willen der Erzie­
hungsberechtigten nicht gestattet.

(9) Das Übernachten und der sonstige Auf­
enthalt in Beherbergungsbetrieben und auf Cam­
pingplätzen ist Kindern nur in Begleitung einer 
Aufsichtsperson, Kindern nach dem vollendeten 
10. Lebensjahr auch mit schriftlicher Zustimmung 
der Erziehungsberechtigten gestattet.

§ 19
Aufenthalt an allgemein zugänglichen Orten
(1) An allgemein zugänglichen Orten dürfen 

sich Kinder zwischen 21 und 5 Uhr, Jugendliche 
bis zum vollendeten 16. Lebensjahr zwischen 23 
Uhr und 5 Uhr und Jugendliche nach dem voll­
endeten 16. Lebensjahr zwischen 24 Uhr und 
5 Uhr ohne Begleitung einer Aufsichtsperson 
nicht ohne triftigen Grund aufhalten. Die Zurück­
legung des Heimweges von einer Veranstaltung, 
deren Besuch dem Betreffenden nach diesem Ge­
setz erlaubt ist, ist jedenfalls als triftiger Grund 
anzusehen.

(2) Kinder und Jugendliche, die sich an all­
gemein zugänglichen Orten, welche nach Art, 
Lage oder ständigem Besucherkreis eine besondere 
Gefahr für sie bilden, aufhalten, haben solche 
Orte über Aufforderung durch Organe der öf­
fentlichen Aufsicht zu verlassen.

§ 20
Alkohol und Nikotin

(1) Kindern und Jugendlichen bis zum voll­
endeten 16. Lebensjahr ist der Genuß von alko­
holischen Getränken und Tabakwaren in der 
Öffentlichkeit verboten.

(2) Der Genuß von gebrannten geistigen Ge­
tränken in der Öffentlichkeit ist Jugendlichen nach 
dem vollendeten 16. Lebensjahr verboten.

(3) Es ist jedermann verboten, Kinder und 
Jugendliche zur Übertretung der Verbote nach 
Abs. 1 und 2 zu verleiten.

§ 21
Suchtmittel

(1) Kindern und Jugendlichen ist verboten:
a) die Beschaffung, der Besitz und der Genuß

von Suchtgiften ohne ärztliche Verschreibung,
b) die mißbräuchliche Verwendung anderer

Stoffe, die für sich allein oder in Verbindun-
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gen eine Betäubung oder Stimulierung herbei­
führen können.
(2) An Kinder und Jugendliche dürfen nicht 

abgegeben werden:
a) Suchtgifte ohne ärztliche Verschreibung,
b) andere Stoffe, wenn der begründete Verdacht 

besteht, daß sie von Kindern oder Jugend­
lichen zu den im Abs. 1 lit. b genannten 
Zwecken mißbräuchlich verwendet werden.

§ 22
Glücksspiele

(1) Die Teilnahme an öffentlichen Glücks­
spielen jeder Art und die Benützung zum Publi­
kumsgebrauch bereitgestellter Spielgeräte, bei 
denen ein Geld- oder Warengewinn erzielt wer­
den kann, ist Kindern und Jugendlichen unter­
sagt.

(2) In Spiellokalen oder an sonstigen Örtlich­
keiten, an denen überwiegend Glücksspiele durch­
geführt werden oder die überwiegend der Aufstel­
lung von im Abs. 1 bezeichneten Spielgeräten die­
nen, dürfen sich Kinder und Jugendliche nicht auf­
halten.

(3) Von dem Verbot nach Abs. 1 und 2 ausge­
nommen ist die Teilnahme Jugendlicher an be­
hördlich genehmigten Tombolaveranstaltungen, 
Glückshäfen, Lotterien und Totospielen.

§ 23
Sittlichkeitsschutz

(1) Kindern und Jugendlichen ist die gewerbs­
mäßige Unzucht und die Teilnahme an dieser 
verboten. Die Teilnahme an der gewerbsmäßigen 
Unzucht ist, wenn diese durch Kinder oder Ju­
gendliche getrieben wird, jedermann verboten. Die 
im § 10 Abs. 2 festgesetzte Ausnahme gilt dabei 
nicht.

(2) Kindern und Jugendlichen ist es verboten, 
bei öffentlichen Schaustellungen, Darbietungen 
und Belustigungen unbekleidet oder fast unbeklei­
det aufzutreten. Weiblichen Jugendlichen ist es 
verboten, sich als Animierdame zu betätigen. Die 
im § 10 Abs. 2 festgesetzte Ausnahme gilt dabei 
nicht.

(3) Es ist verboten, Schriften, Abbildungen, 
Filme, Fernsehkassetten oder andere Gegenstände, 
die geeignet sind, auf Kinder und Jugendliche 
entsittlichend oder verrohend zu wirken, Kindern 
und Jugendlichen anzubieten, zu überlassen oder 
vorzuführen. Ferner ist es verboten, solche Ge­
genstände an Orten, wo sie auch Kindern und 
Jugendlichen zugänglich sind, aufzulegen, auszu­
stellen, auszuhängen oder anzuschlagen. Die Lan­
desregierung kann durch Verordnung feststellen, 
daß bestimmte Gegenstände die Eignung besitzen, 
auf Kinder oder Jugendliche entsittlichend oder 
verrohend zu wirken.

(4) Das Aufstellen und der Betrieb von 
Automaten, die geeignet sind, Kinder und Jugend­
liche in sittlicher Hinsicht zu gefährden, ist an 
allgemein zugänglichen Orten verboten.

§ 24
Abhalten vom Schulbesuch und von der Arbeit

Es ist verboten, ohne trifftigen Grund Kinder 
und Jugendliche vom Schulbesuch oder Jugend­
liche von der Arbeit abzuhalten.

§ 25 
Autostop

(1) Kindern und Jugendlichen bis zum voll­
endeten 16. Lebensjahr ist es verboten, Kraftfahr­
zeuge anzuhalten, um mitgenommen zu werden. 
Lenker von Kraftfahrzeugen dürfen solche Per­
sonen nicht zum Mitfahren einladen und, wenn 
sie von diesen angehalten werden, nicht mitfah­
ren lassen.

(2) Die Verbote nach Abs. 1 gelten nicht, 
wenn das Kind oder der Jugendliche und ein 
Insasse des Fahrzeuges einander kennen oder 
triftige Gründe für das Autostoppen vorliegen.

§ 26
Jagd

Kinder dürfen nicht als Treiber bei einer 
Treibjagd verwendet werden.

IV. Hauptstück 
Schlußbestimmungen

§ 27
Behörden

Behörde im Sinne des III. und IV. Haupt­
stückes ist, soweit in einzelnen Bestimmungen 
nichts anderes bestimmt wird, die Bezirkshaupt­
mannschaft.

§ 28
Mitwirkung der Bundesgendarmerie

Die Bundesgendarmerie hat bei der Vollzie­
hung des III. und IV. Hauptstückes im Umfang 
der Bestimmungen des Gesetzes über die Mitwir­
kung der Bundesgendarmerie bei der Vollziehung 
von Landesgesetzen mitzuwirken.

§ 29
Übertretungen

(1) Wer den Bestimmungen der §§ 11 bis 20, 
21 Abs. 2 und 22 bis 26 oder den auf Grund 
dieses Gesetzes erlassenen Anordnungen zuwider­
handelt, begeht eine Übertretung. Die Übertre­
tungen sind, ausgenommen in den Fällen der 
§§ 21 Abs. 2 und 23 Abs. 1, nur zu bestrafen,
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wenn das Verhalten nicht den Tatbestand einer 
in die Zuständigkeit der Gerichte fallenden straf­
baren Handlung bildet.

(2) Der Versuch ist strafbar.
(3) Spielgeräte, die Kindern oder Jugend­

lichen entgegen den Bestimmungen des § 22 zur 
Verfügung gestellt, und Automaten, die entgegen 
dem Verbot gemäß § 23 Abs. 4 aufgestellt oder 
betrieben werden, sowie Gegenstände, die ent­
gegen den Bestimmungen des § 23 Abs. 3 auf­
gelegt, ausgestellt, ausgehängt, angeschlagen oder 
Kindern und Jugendlichen angeboten, überlassen 
oder vorgeführt werden, sind für verfallen zu 
erklären.

§ 30
Strafen für Erwachsene

Übertretungen von Erwachsenen sind mit 
Geldstrafen bis zu 6000 S, bei erschwerenden 
Umständen, insbesondere im Wiederholungsfall, 
oder wenn der Täter in gewinnsüchtiger Absicht 
gehandelt hat, mit Geldstrafen bis zu 30.000 S 
oder mit Arrest bis zu drei Monaten zu ahnden.

§ 31
Strafen für Jugendliche

(1) Sofern nicht wegen eines geringfügigen 
Verschuldens und der unbedeutenden Folgen 
einer Übertretung gemäß § 21 des Verwaltungs­
strafgesetzes von einer Strafe abgesehen wird, ist 
dem Jugendlichen aufzutragen, an einer Aus­
sprache mit einem Jugendberater teilzunehmen, 
wenn dies voraussichtlich ausreicht, um ihn von 
weiteren Übertretungen abzuhalten und der Be­
gehung von Übertretungen durch andere ent­
gegenzuwirken.

(2) Wenn nicht auf Maßnahmen gemäß Abs. 
1 erkannt wird und es den Zielsetzungen des § 1 
besser entspricht, können über Jugendliche an 
Stelle von Geldstrafen folgende Strafen verhängt 
werden:
a) das Verbot, sich an bestimmten Orten aufzu­

halten oder mit bestimmten Personen zusam­
menzutreffen;

b) der Auftrag, in der Freizeit bestimmte soziale 
Leistungen, wie Mithilfe beim Betrieb gemein­
nütziger Einrichtungen oder bei gemeinnützi­
gen Aktionen, unentgeltlich zu erbringen; die 
Dauer der aufgetragenen sozialen Leistungen 
darf sechs Stunden je Tag und 36 Stunden 
insgesamt nicht übersteigen.
(3) Jugendliche dürfen nur zu solchen sozia­

len Leistungen herangezogen werden, deren Er­
bringung ihnen unter Berücksichtigung ihrer per­
sönlichen Verhältnisse, insbesondere ihres Alters, 
zumutbar ist. Das Strafmittel gemäß Abs. 2 lit. b 
darf nur mit Zustimmung des Beschuldigten oder 
dessen Erziehungsberechtigten angewandt werden.

(4) Wird auf Maßnahmen gemäß Abs. 1 oder 
2 erkannt, so ist im Straferkenntnis zugleich für 
den Fall, daß der Auftrag nicht oder nicht voll­
ständig erfüllt oder das Verbot nicht eingehalten 
wird, eine angemessene, an deren Stelle tretende 
Geldstrafe festzusetzen.

(5) Wenn weder ein Absehen von Strafe noch 
ein Auftrag zu einer Aussprache oder eine Maß­
nahme nach Abs. 2 in Betracht kommt, sind 
Übertretungen Jugendlicher mit Geldstrafen bis 
zu 600 S, bei erschwerenden Umständen, insbe­
sondere im Wiederholungsfall, mit Geldstrafen 
bis zu 3000 S zu ahnden.

(6) Die Erziehungsberechtigten und, wenn 
fürsorgerische Maßnahmen notwendig erscheinen, 
die Jugendfürsorgebehörde sind über die nach 
den Abs. 1, 2 oder 5 getroffenen Maßnahmen in 
Kenntnis zu setzen.

(7) Jugendlichen, die infolge der Erbringung 
sozialer Leistungen gemäß Abs. 2 lit. b eine 
Krankheit oder einen Unfall erleiden, hat das 
Land als Träger von Privatrechten, soweit kein 
Anspruch auf Grund bundesrechtlicher Vorschrif­
ten besteht, jene Leistungen zu gewähren, die 
nach den Bestimmungen für die Allgemeine So­
zialversicherung den auf Grund eines Beschäfti­
gungsverhältnisses pflichtversicherten Personen in 
der Kranken- und Unfallversicherung als Pflicht­
leistungen zustehen. Soweit dem zu sozialen Lei­
stungen herangezogenen Jugendlichen in diesem 
Fall ein Anspruch auf Ersatz des Schadens gegen 
einen Dritten zusteht, geht dieser Anspruch — 
ausgenommen Ansprüche auf Schmerzensgeld — 
insoweit auf das Land über, als dieses Leistunden 
an den Jugendlichen erbracht hat.

§ 32
Verfahrensbestimmungen

(1) Zur Durchsetzung der in diesem Gesetz 
enthaltenen Beschränkungen ist die Ausübung 
unmittelbarer behördlicher Befehls- und Zwangs­
gewalt zulässig.

(2) Die Behörde kann durch Organe des öf­
fentlichen Sicherheitsdienstes eine Hausdurch­
suchung vornehmen, wenn dies mit großer Wahr­
scheinlichkeit zur Auffindung von Personen, die 
den Bestimmungen des § 21 Abs. 1 lit. a und Abs. 
2 lit. a oder des § 23 Abs. 1 zuwidergehandelt 
haben, oder von Sachen, die in einem Verwal­
tungsstrafverfahren gemäß § 29 in Verbindung 
mit § 21 Abs. 2 lit. a oder § 23 Abs. 3 als Be­
weismittel in Betracht kommen, führt.

(3) Als Hausdurchsuchung gilt die Durch­
suchung von Wohn- und Betriebsräumen sowie da­
zugehörigen Nebenräumen nach bestimmten Per­
sonen oder Sachen. Eine Hausdurchsuchung liegt 
nicht vor, wenn der Verfügungsberechtigte der 
Durchsuchung zustimmt.
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(4) Auf Hausdurchsuchungen gemäß Abs. 2 
sind die §§ 140 Abs. 1 bis 3 und 142 Abs. 1, 2 
und 4 der Strafprozeßordnung 1975 sinngemäß 
anzuwenden. Die Hausdurchsuchung ist unter Bei­
ziehung von zwei Zeugen vorzunehmen.

(5) Die bei der Hausdurchsuchung hervorge­
kommenen Beweismittel sind sicherzustellen. 
Wenn der Eigentümer der sichergestellten Sachen 
der Behörde bekannt ist, hat sie ihn unter An­
gabe der für die Sicherstellung maßgebenden 
Gründe unverzüglich zu verständigen. Sicherge­
stellte Sachen, die nicht einzuziehen oder für ver­
fallen zu erklären sind, sind zurückzustellen, so­

bald die für die Sicherstellung maßgebenden 
Gründe weggefallen sind.

§ 33
Außerkrafttreten

Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes treten 
außer Kraft:
a) das Jugendschutzgesetz, LGBl. Nr. 37/1964,
b) der § 6 des Gesetzes über die Abhaltung von 

öffentlichen Tanzunterhaltungen, LGBl. Nr. 
7/1929.
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